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Zusammenfassung

Unfallverhitungsvorschriften werden nach BG-ubergreifend abgestimmten Quali-
tatsstandards entwickelt. Die fachliche Kompetenz der pluralistisch besetzten BG-
Fachausschusse, welche die Entwirfe von Unfallverhitungsvorschriften erarbei-
ten, l&sst per se eine hohe Qualitat dieser Produkte erwarten. Dartber hinaus wer-
den im vorliegenden Bericht Vorschlage fur Indikatoren zur Messung der Struktur-
und Prozess-Qualitat von Unfallverhitungsvorschriften gemacht.

Die vorgeschlagenen Indikatoren sollten Eingang finden in die Verfahrensstan-
dards fur die Erstellung, Genehmigung und Veroéffentlichung von Unfallverhiitungs-
vorschriften und bei der nachsten Erarbeitung einer Unfallverhitungsvorschrift o-
der der nachsten Erstellung eines Nachtrags zu einer Unfallverhitungsvorschrift
gemessen und die Verfahrensstandards angepasst und kontinuierlich verbessert

werden.

Zur Verbesserung der Qualitat und Wirksamkeit von Unfallverhitungsvorschriften
tragt insbesondere die Meinung derjenigen bei, welche diese BG-Produkte anwen-
den; also die betrieblichen Praktiker und Praventionsexperten. Um festzustellen,
wie diese Praventionsdienstleistungen in den Betrieben wahrgenommen werden
und ob die Betriebe mit den Praventionsdienstleistungen zufrieden sind, wurde ein
Interview-Leitfaden entwickelt. Dieser wurde in Zusammenarbeit mit den Teilpro-
jektleitern der Teilprojekte ,Beratung/Uberwachung“ und ,Ermittlung® in mehreren
Betrieben unterschiedlicher Branchen und Beschaftigtenzahlen getestet. Die inhalt-
lichen Ergebnisse hinsichtlich der ermittelten Kundenwahrnehmung und Kunden-
zufriedenheit sind deshalb noch nicht als reprasentativ anzusehen. Methodisch
kann man aber jetzt schon sagen, dass die Interview-Technik und der Leitfaden
geeignet sind, Kundenwahrnehmung und Kundenzufriedenheit im Betrieb zu ermit-
teln.

An Beispielen wird im Zusammenhang mit der Anwendung von Unfallverhiitungs-

vorschriften gezeigt, dass Pravention sich lohnt und dem Unternehmen nutzt.



1 Einleitung und Ziele

Die Unfallversicherungstrager haben nach § 14 SGB VII [1] den Auftrag, mit allen
geeigneten Mitteln, fur die Verhitung von Arbeitsunféllen, Berufskrankheiten und
arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren und fir eine wirksame Erste Hilfe zu sorgen.
Diesem Auftrag kommen die Berufsgenossenschaften auch dadurch nach, in dem

sie nach § 15 SGB VIl als autonomes Recht Unfallverhitungsvorschriften erlassen.

Folgende Ziele wurden im Teilprojekt ,Unfallverhitungsvorschriften“ des Projektes

,=Qualitat in der Pravention“ verfolgt:

O Ermittlung von Indikatoren (MessgroéRen) zur Qualitatsmessung der Pra-
ventionsdienstleistung ,Unfallverhitungsvorschriften®

O Feststellen des Stands der Qualitat und der Qualitatssicherung der Préa-
ventionsdienstleistung ,Unfallverhitungsvorschriften® unter Beachtung
interner (aus Sicht der Berufsgenossenschaften) und externer (aus Sicht
der Unternehmer und Versicherten) Merkmale

O Darstellung des Erfolges der Praventionsdienstleistung ,Unfallverhi-
tungsvorschriften® ; Darstellung der Wirksamkeit und des Kundennutzens
(Unternehmer, Versicherte)

[ Ableitungen zur Verbesserungen der Qualitat und der Wirksamkeit der
Praventionsdienstleistung ,,Unfallverhitungsvorschriften®



2  Unfallverhitungsvorschriften

2.1 Der gesetzliche Auftrag

Die Unfallversicherungstrager erlassen als autonomes Recht Unfallverhitungsvor-

schriften erlassen uber

1. Einrichtungen, Anordnungen und Mal3nahmen, welche die Unternehmer zur
Verhitung von Arbeitsunféllen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesund-
heitsgefahren zu treffen haben, sowie die Form der Ubertragung dieser Aufgaben
auf andere Personen,

2. das Verhalten der Versicherten zur Verhitung von Arbeitsunfallen, Berufskrank-
heiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren,

3. vom Unternehmer zu veranlassende arbeitsmedizinische Untersuchungen und
sonstige arbeitsmedizinische Maflinahmen vor, wahrend und nach der Verrichtung
von Arbeiten, die fur Versicherte oder fur Dritte mit arbeitsbedingten Gefahren fur
Leben und Gesundheit verbunden sind,

4. Voraussetzungen, die der Arzt, der mit Untersuchungen oder MalRnahmen nach
Nummer 3 beauftragt ist, zu erfillen hat, sofern die arztliche Untersuchung nicht
durch eine staatliche Rechtsvorschrift vorgesehen ist,

5. die Sicherstellung einer wirksamen Ersten Hilfe durch den Unternehmer,

6. die Malinahmen, die der Unternehmer zur Erfullung der sich aus dem Gesetz
Uber Betriebsarzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkrafte flr Arbeitssicher-
heit ergebenden Pflichten zu treffen hat,

7. die Zahl der Sicherheitsbeauftragten, die nach § 22 SGB VII unter Beriicksichti-
gung der in den Unternehmen fir Leben und Gesundheit der Versicherten beste-
henden arbeitsbedingten Gefahren und der Zahl der Beschéftigten zu bestellen

sind.

UnfallverhGtungsvorschriften sind autonomes Satzungsrecht der Berufsgenossen-
schaften und sind als Rechtsvorschriften aus sich heraus verbindlich. Sie entfalten

fur Unternehmer und Versicherte eine Rechtsverbindlichkeit, verpflichten allerdings
5



nicht Dritte. Eine Ausnahme besteht fir Unternehmer und Beschétftigte von aus-
landischen Unternehmen, die eine Tatigkeit im Inland ausiiben, ohne einem Unfall-
versicherungstrager anzugehéren. Fur diesen Personenkreis gelten die Unfallver-
hitungsvorschriften ebenso (8 16 Abs. 2 SGB VII).

Eine Abweichung von Unfallverhitungsvorschriften ist nur dann mdéglich, wenn die
Berufsgenossenschatft unter der den Voraussetzungen des 8§ 14 Abs. 1 und 2 Un-
fallverhitungsvorschrift ,Grundsatze der Pravention® (BGV A1) eine entsprechende

Ausnahme zugelassen hat.

Die Aufsichtspersonen der Berufsgenossenschaften konnen nach § 17 SGB VII die
Umsetzung von Bestimmungen der Unfallverhitungsvorschriften durch den Unter-
nehmer oder die Versicherten beratend begleiten, aber auch tiberwachend anord-
nen, ja sogar in einem Ordnungswidrigkeitenverfahren Bul3gelder bis zu 10.000
Euro verhangen. Letzteres ist moglich, wenn die entsprechende Bestimmung der
Unfallverhitungsvorschrift selbst Eingang in den Ordnungswidrigkeitenkatalog ge-
funden hat, oder die Aufsichtspersonen nach § 17 Abs. 1 Satz 2 SGB VIl im Ein-
zelfall anordnen, welche Malinahmen Unternehmer oder Versicherte zu treffen
haben zur Erfullung ihrer Pflichten auf Grund der Unfallverhttungsvorschriften
nach § 15 SGB VII. Ein Verstol3 gegen diese Anordnung stellt gemal § 209 SGB
VIl eine Ordnungswidrigkeit dar.

Die Unfallverhitungsvorschriften werden im Bereich der gewerblichen Berufsge-
nossenschaften per Sammelbegriff auch als BG-Vorschriften (BGV) bezeichnet.

Im BGVR-Verzeichnis [2] sind sie in folgende Kategorien eingeteilt:

A Allgemeine Vorschriften/
Betriebliche Arbeitsschutzorganisation BGV Al ff
B Einwirkungen BGV B1 ff
Betriebsart / Tatigkeiten BGV C1ff
D Arbeitsplatz / Arbeitsverfahren BGV D1 ff




Ein Uberblick Uiber die zurzeit noch in Kraft befindlichen Unfallverhiitungsvorschrif-

ten gibt das BGVR-Verzeichnis wieder.

Beispiele fur Unfallverhitungsvorschriften:
e Unfallverhiitungsvorschrift ,Grundsétze der Pravention“ (BGV A1)
e Unfallverhiitungsvorschrift ,Betriebsérzte und Fachkréfte fiir Arbeitssi-
cherheit” (BGV A2)
e Unfallverhiitungsvorschrift ,Laserstrahlung“ (BGV B2)
e Unfallverhiitungsvorschrift ,Organische Peroxide” (BGV B4)
e Unfallverhtitungsvorschrift ,Wach- und Sicherungsdienste“ (BGV C7)
o Unfallverhiitungsvorschrift ,Bauarbeiten“ (BGV C22)
e Unfallverhiitungsvorschrift ,Fahrzeuge* (BGV D29)
e Unfallverhiitungsvorschrift ,Leitern und Tritte“ (BGV D36)

2.2  Entwicklung

Das Vorschriften- und Regelwerk der Berufsgenossenschaften ist ein historisch
gewachsenes Instrument zur Gewahrleistung von Sicherheit und Gesundheit in
den Betrieben. Im Zusammenhang mit dem Aufbau eines europaischen Binnen-
marktes und der Weiterentwicklung zu einer Europaischen Union haben sich die
Rahmenbedingungen zur Aus- und Umgestaltung des Vorschriften- und Regelwer-
kes mal3geblich geandert.

Seit Beginn der 1990-er Jahre flihrte der europaische Harmonisierungsprozess
zum Erlass einer Vielzahl von européaischen Richtlinien zur Gewahrleistung des
freien Warenverkehrs sowie zur Schaffung von Mindeststandards im Bereich der
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Beschaftigten am Arbeitsplatz. Dies
waren zum einen die Binnenmarkt-Richtlinien nach Artikel 95 des EG-Vertrages
mit ihren abschliel3enden Beschaffenheitsanforderungen an Geréte, Maschinen,
Arbeitsmittel, personliche Schutzausriistungen etc. Nationale Abweichungen von
diesen Vorgaben sind in diesem Bereich nicht zulassig.



Zum anderen wurde, angefangen mit der so genannten Rahmenrichtlinie
89/391/EWG nach Artikel 137 und 138 des EG-Vertrages, nach und nach der
grof3te Teil des betrieblichen Arbeitsschutzes durch europaische Mindestvorschrif-
ten harmonisiert. Alle diese Richtlinien waren in das deutsche Arbeitsschutzrecht
umzusetzen. Hierzu wurden seit 1992 zahlreiche staatliche Arbeitsschutzvorschrif-
ten novelliert oder neu erlassen; hervorzuheben sind insbesondere das Geréatesi-
cherheitsgesetz (aufgehoben durch das Geréte- und Produktsicherheitsgesetz)
und das Arbeitsschutzgesetz mit den zugehdrigen Rechtsverordnungen.

Vor allem die EG-Maschinenrichtlinie 98/37/EG, die durch die 9. Verordnung zum
Geratesicherheitsgesetz (Maschinenverordnung — 9. GSGV) vom 12. Mai 1993

national umgesetzt wurde, enthélt die sicherheitstechnischen Anforderungen an

Bau und Ausrustung neuer Maschinen. Aufgrund der europarechtlichen Vorgaben
mussten rund 70 Unfallverhitungsvorschriften zuriickgezogen werden.

Aber auch die noch verbliebenen Inhalte (Uberwiegend Prif- und Betriebsbestim-
mungen) der Unfallverhitungsvorschriften wurden und werden vor dem Hinter-
grund der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften hinsichtlich ihres Erhaltes gepruft.
In diesem Zusammenhang ist insbesondere die Betriebssicherheitsverordnung zu
nennen. Sie enthélt fir den Altbestand von Maschinen und sonstigen technischen
Arbeitsmitteln die Regelung, dass fur deren sicherheitstechnische Beurteilung die
zum Zeitpunkt der erstmaligen Bereitstellung geltenden Vorschriften heranzuzie-
hen sind (siehe § 7 Abs. 2 Betriebssicherheitsverordnung). Damit war der Bereich
Gerate, Maschinen und Anlagen sowohl hinsichtlich ihrer Beschaffenheit als auch
bezuglich ihrer Benutzung umfassend durch staatliches Recht geregelt. Fir die in
den Alt-Unfallverhitungs-vorschriften geregelten technischen Spezifikationen be-
stand kein Bedarf mehr an anderen rechtsverbindlichen Regelungen. Die einschla-
gigen Unfallverhitungsvorschriften konnten als eigenstandiges Recht zuriickgezo-
gen und aul3er Kraft gesetzt werden. Diese Zuriickziehung von 43 maschinenbe-
zogenen Vorschriften erfolgte zeitgleich mit dem Inkrafttreten der neuen Unfallver-
hitungsvorschrift ,Grundsatze der Pravention® (BGV A1) zum 1. Januar 2004.
Daruber hinaus werden weitere ebenfalls unter den Geltungsbereich der Betriebs-

sicherheitsverordnung fallende 22 Unfallverhitungsvorschriften in 2005 aul3er Kraft
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gesetzt, so dass im Geltungsbereich der gewerblichen Berufsgenossenschaften
zurzeit noch 58 Unfallverhitungsvorschriften in Kraft sind. Die erhaltenswerten In-
halte (Pruf- und Betriebsbestimmungen) der zuriickgezogenen Unfallverhitungs-
vorschriften wurden unterhalb der Rechtsverbindlichkeitsebene in die BG-Regel
,Betreiben von Arbeitsmitteln (BGR 500) uberfuhrt.

Vor dem Hintergrund der staatlichen Gesetz- und Verordnungsgebung spricht man
in diesem Zusammenhang auch von der Verstaatlichung des Arbeitsschutzrechts.

Die fur die Weiterentwicklung des gesamten Vorschriften- und Regelwerkes im
Arbeitsschutz angestrebte Verzahnung zwischen dem staatlichen Recht und dem
Recht der Unfallversicherungstrager wird im so genannten ,Thesenpapier® [3] mit
seinen 5 Grundsatzen zur Neuordnung des Arbeitsschutzrechts und im so genann-
ten ,Leitlinienpapier” [4] beschrieben wird. Das ,Leitlinienpapier und , Thesenpa-
pier wurden gemeinsam von Vertretern des Bundes, der Lander, der UV-Trager,
der Sozialpartner, der Industrie und des Handwerks verabschiedet. Demnach wer-
den Unfallverhitungsvorschriften nur noch in den Bereichen erlassen, in denen es
einer Erganzung oder Konkretisierung staatlicher Arbeitsschutzvorschriften bedarf.
In den Sachbereichen, in denen Regelungen durch staatliches Arbeitsschutzrecht
und Satzungsrecht getroffen sind, muss eine Verknipfung zwischen beiden
Rechtsbereichen gewéhrleistet sein, die zu einer schlissigen Gesamtregelung des
betreffenden Sachkomplexes fiihrt und fir den Anwender durchschaubar und ver-
standlich ist. Ziel ist es ein kohéarentes, sich ergédnzendes Vorschriften- und Regel-
werk aufzubauen. Im Mittelpunkt steht dabei der Anwender, so dass die Vorschrif-
ten fur ihn durchschaubar und verstandlich sein missen und in der Praxis eine
wirksame Hilfe zur Gewahrleistung eines hohen Niveaus von Sicherheit und Ge-
sundheit bei der Arbeit bieten. Der Anwender muss zur Uberzeugung kommen,
dass die PraventionsmalRnahmen sowohl der staatlichen Arbeitsschutzbehérden
als auch der Unfallversicherungstrager sinnvoll fur die betriebliche Tatigkeit sind
und beide Institutionen partnerschaftlich und kompetent ihre Praventionsaufgaben

wahrnehmen.



Mit dem Inkrafttreten der Unfallverhttungsvorschrift ,Grundsatze der Pravention®
(BGV Al) zum 1. Januar 2004 erfahrt die Verstaatlichung des Arbeitsschutzrechts
einen Ausgleich, weil Kernelement dieser neuen Grundlagenvorschrift die Verzah-
nung von berufsgenossenschaftlichem Satzungsrecht mit dem staatlichen Arbeits-
schutzrecht durch § 2 Abs.1 der BGV Al ist. Dort wird der Unternehmer verpflichtet
bei seinen MalRnahmen des betrieblichen Arbeitsschutzes sowohl BG-Vorschriften
als auch staatliche Arbeitsschutzvorschriften zu beachten. Letztere sind als rechts-
verbindlicher Bestandteil dieser Unfallverhitungsvorschrift in Anlage 1 der BGV Al
aufgefuhrt. Mit dieser Inbezugnahme des staatlichen Arbeitsschutzrechts wird des-
sen Anwendung in der BGV Al als Unternehmerpflicht verankert. Im Ergebnis ist
der Unternehmer damit zur Einhaltung des staatlichen Rechts auch auf Grund der
BGV Al verpflichtet. Aus Sicht der berufsgenossenschaftlichen Pravention bedeu-
tet diese formliche Verpflichtung auf Grund der BGV Al indessen einen erhebli-
chen Vorteil: Fiur die Uberwachung und Beratung der Betriebe durch die Aufsichts-
personen der Berufsgenossenschaften — auch hinsichtlich der Mal3hahmen aus dem
staatlichen Recht — steht kunftig eine Rechtsgrundlage zur Verfligung, die formal
im berufsgenossenschaftlichen Satzungsrecht verankert ist und auf die die Berufs-
genossenschaften ihr Handeln in der Pravention unmittelbar stitzen kénnen.
Gleichzeitig entlasten die Berufsgenossenschaften ihr Vorschriftenwerk von nicht
mehr bendétigten Unfallverhitungsvorschriften und leisten damit einen Beitrag zur
Deregulierung in Deutschland, ohne jedoch das Ziel, sichere und gesunde Arbeits-

platze zu gestalten, zu vernachlassigen.
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3 Ergebnisse

3.1  Strukturqualitat

Fachausschuss-Kompetenz

Die Erarbeitung von Entwirfen zu Unfallverhitungsvorschriften gehort zu den Auf-
gaben der berufsgenossenschaftlichen Fachausschisse. Diese Fachgremien, in
denen die betroffenen Kreise vertreten sind, bilden zusammen mit den Koordinie-
rungsausschissen und Ausschiissen mit besonderen Themenfeldern als bran-
chenbezogene und branchenibergreifende Kompetenzzentren im Bereich Sicher-
heit und Gesundheitsschutz die so genannten Praventionsausschisse. Diese sind
bei der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) eingerichtet. Leitung
und Geschaftsfihrung der Praventionsausschuisse liegen bei den hierfir bestimm-

ten gewerblichen Berufsgenossenschaften oder bei der DGUV.

Fachausschisse konnen projektbezogene Arbeitskreise bilden, die in der Regel
zeitbefristet eingerichtet sind. Sie bestimmen den Obmann/Obfrau eines Arbeits-
kreises, der sich um ein bestimmtes Themenfeld im Bereich Sicherheit und Ge-
sundheit kimmert, im Einvernehmen mit den beteiligten Berufsgenossenschaften
und der DGUV. Die Obleute der Fachausschiisse nehmen an erforderlichen Fort-

und Weiterbildungsmaf3nahmen teil.

Fachausschusse leisten branchen- und themenbezogene Fachberatung fur die
Berufsgenossenschaften. Sie bilden zusammen ein Netzwerk branchenbezogener,
thematisch abgestimmter Kompetenzen mit ausgewiesenen Experten, die die ih-
nen zugewiesenen Themenfelder federfihrend fir alle UV-Trager bearbeiten.
Fachausschiisse fihren branchen-, risiko- oder themenbezogenes Erfahrungswis-
sen, Erkenntnisse und Fachmeinungen zusammen. Sie beriicksichtigen dabei die
Erfahrungen aus der betrieblichen Praxis durch Aufsicht und Beratung der Betrie-
be, durch Erkenntnisse aus Unfall- und BK-Ermittlungen, aus der Beratung der
Hersteller sowie aus der Prufung und Zertifizierung von Arbeitsmitteln und nicht
zuletzt aus der Mitarbeit in der Normung. Aus all diesen Erkenntnissen entwickeln
die Fachausschiisse praktische Lésungen fur Arbeitsschutzprobleme vor Ort.
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Wenn dariber hinaus notwendig, initieren und begleiten sie Forschung. Diese
Bindelung an Fachwissen und Erfahrungen erfullt die Erwartungen der Berufsge-

nossenschaften, der Wirtschaft sowie der Sozialpartner.

Fachausschusse entwickeln Informationsschriften fur die betriebliche Praxis und
erarbeiten bei Bedarf Entwurfe fir das Berufsgenossenschatftliche Vorschriften-
und Regelwerk.

Sie beraten Berufsgenossenschaften, Betriebe sowie Hersteller und Konstrukteure
von Arbeitsmitteln. Fachausschiisse wirken maR3geblich in der sicherheitstechni-
schen Normung mit, prifen und zertifizieren Produkte und leisten damit einen Bei-

trag fur den sicheren Einsatz von Arbeitsmitteln im Betrieb.

(Auszug aus dem Positionspapier ,,Berufsgenossenschaftliche Fachausschiisse® [5])

Fachausschuss-Zusammensetzung
Den Fachausschiissen gehoren an:

O Aufsichtspersonen und sonstige Praventionsfachleute von gewerblichen

Berufsgenossenschaften,

[ von anderen Unfallversicherungstragern entsandte Aufsichtspersonen
und sonstige Praventionsfachleute,
Vertreter der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung,
gegebenenfalls Vertreter der berthrten Kreise,

erforderlichenfalls besondere Sachverstandige.

aaaad

vom Bundesministerium fur Arbeit und Soziales (BMAS) benannte Ver-
treter,

[ gegebenenfalls Vertreter der Hersteller und Betreiber der Einrichtungen
des Fachgebietes,

3 Vertreter der Sozialpartner.
Diese Zusammensetzung gewahrleistet die Berlcksichtigung aller maf3geblichen
Interessen und ermoglicht einen Interessenausgleich, der Grundlage fir ein hohes

Mal3 an Sachlichkeit und Objektivitat der Arbeitsergebnisse.
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Aufgaben und Stellung der berufsgenossenschaftlichen Praventionsausschiisse
sind im BG-Grundsatz "Praventionsausschiisse des Hauptverbandes der gewerbli-
chen Berufsgenossenschaften — HVYBG" (BGG 900) beschrieben. Durch diese, fur
die Arbeit der Fachausschuisse verbindliche Vorgaben, wird die notwendige Ver-

fahrensgerechtigkeit und Transparent sichergestellt.

In der BG-Information ,Praventionsausschisse des Hauptverbandes der gewerbli-
chen Berufsgenossenschaften — Einteilung und Arbeitsgebiete” wie auch im BGZ-
Report 3/05 ,Praventionsausschiisse — Themenfelder Ansprechpartner dokumen-
tieren die Praventionsausschiisse ihre Kompetenz im Bereich Sicherheit und Ge-
sundheit. Der BGZ-Report nennt zu mehreren hundert Stichworten kompetente
Ansprechpartner der berufsgenossenschaftlichen Praventionsausschiisse wie
auch die Ansprechpartner der DGUV.

In der nachfolgenden Tabelle werden der Praventionsdienstleistung ,Unfallverhi-
tungsvorschriften Ziele, Indikatoren (Messgréf3en) und Mdglichkeiten zur Ermitt-
lung der Indikatoren hinsichtlich der Qualitdtsdimension Strukturqualitat zugeord-

net:

Tab. 1 Strukturqualitat — Ziele, Indikatoren, Ermittlung der Indikatoren — Unfallver-

hitungsvorschriften

Ziel/Qualitatsmerkmal Indikator Ermittlung des

Indikators

Ausreichend personelle Anzahl der Personenta- |Abfrage ,Jahresbericht
Ressourcen im Fachaus- ge im Fachausschuss, |der Fachausschisse®
schuss fur die Entwicklung |die fur UVV-Projekte zur
von Verfligung stehen
Unfallverhitungsvorschriften
Ausreichend materielle Finanzieller Anteil fur Abfrage ,Jahresbericht
Ressourcen im Fachaus- UVV-Projekte am Ge- der Fachausschisse®
schuss fur die Entwicklung |samtbudget des Fach-
von Unfallverhitungsvor- ausschusses
schriften
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Berlcksichtigung aller be- | Anzahl der betroffenen |Abfrage ,Jahresbericht
troffenen Kreise fur die Ent- |Interessenkreise, die an |der Fachausschusse®
wicklung von Unfallverhi- UVV-Projekten beteiligt

tungsvorschriften werden

Regelmallige Weiterbildung | Anzahl der Weiterbil- Abfrage ,Jahresbericht
der Obleute der Fachaus- dungstage der Obleute |der Fachausschisse*
schisse pro Jahr

3.2  Prozessqualitat

Unfallverhitungsvorschriften

Die Erarbeitung von Unfallverhitungsvorschriften erfolgt qualitéatsgesichert geman
den Vorgaben des BG-Grundsatzes ,Praventionsausschisse des Hauptverbandes
der gewerblichen Berufsgenossenschaften - HVYBG* (BGG 900) (s. Anhang 1) und
der ,Vereinbarung zwischen dem BMA und den obersten Landesbehdrden zum
Verfahren zur Genehmigung von Unfallverhitungsvorschriften® (Januar 1998) un-
ter Beachtung der ,Grundsatze fir die Gestaltung Berufsgenossenschaftlicher Vor-
schriften und Berufsgenossenschaftlicher Regeln fir Sicherheit und Gesundheit
bei der Arbeit* (Marz 2001) (siehe Anhang 2) und dem ,Leitlinienpapier”. Weitere
Einzelheiten zur Qualitatssicherung sind auch in dem BGZ-Handbuch ,Praventi-

onsausschusse” geregelt.

In einem mehrstufigen Verfahren (Projektbeschreibung, Vorentwurf, Fachaus-
schussentwurf, beschlussreifer Entwurf, Genehmigung) entwickelt der zustandige
Fachausschuss den so genannten abgestimmten Entwurf der Unfallverhitungs-

vorschrift. Dieses Verfahren ist durch folgende Merkmale gekennzeichnet:

Geordneter, transparenter Verfahrensablauf
Fruhzeitige Einbindung der Selbstverwaltung
Abstimmung mit den betroffenen Kreisen

umfangreiche Interessenbeteiligung durch Stellungnahmeverfahren

o aaaaa

Interessenausgleich
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[ formelle und rechtliche Prifung

[ Entscheidung der Selbstverwaltung

Dieser so abgestimmte Entwurf einer Unfallverhitungsvorschrift durchlauft an-
schlielend ein Genehmigungs- und Abstimmungsverfahren unter Beteilung des
BMAS

und der zustandigen obersten Verwaltungsbehdrden der Lander. Schlief3lich wer-
den die in der Vertreterversammlung der jeweiligen Berufsgenossenschaft be-
schlossenen und vom BMAS genehmigten Unfallverhiitungsvorschriften gemaf 8
34 Abs. 2 SGB |V 6ffentlich bekannt gemacht. Die Art der Bekanntmachung (z.B.
amtliches Mitteilungsblatt der Berufsgenossenschaft, Internet-Auftritt der Berufsge-
nossenschaft oder Bundesanzeiger) wird durch die Satzung der Berufsgenossen-

schaft bestimmt.
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O

Projektbeschreibung

Vorentwurf
= Aufstellen des Vorentwurfs
= Stellungnahme zum Vorentwurf

Fachausschussentwurf
= Aufstellen des Fachausschussentwurfs
= Stellungnahme zum Fachausschussentwurf
= Abgestimmter Fachausschussentwurf

Versicherte,....

O Beschlussreifer Entwurf
o
Genehmigungsverfahren
o
Genehmigte UVV
Bundesanzeiger,
Unternehmer, Mitteilungsblatter

der BGen, Internet,
Aufsichtspersonen
der BGen

NALTOU HOAI U DN THOV/NADAIL 155420dd

Abb. 1. Verfahren zur Erarbeitung von Unfallverhitungsvorschriften nach BGG 900
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Bedarfsprifung gemaf ,Leitlinienpapier*

Das gemeinsam von Vertretern des Bundes, der Lander, der UV-Trager, der Sozi-
alpartner, der Industrie und des Handwerks verabschiedete ,Thesenpapier und
,Leitlinienpapier” sehen als gemeinsame Kernstrategie eine Konzentrierung und
Straffung des Vorschriften- und Regelwerks im Arbeitsschutz vor. Demnach sollen
neue bzw. ergdnzende und konkretisierende Vorschriften nur bei Regelungsdefizi-
ten erlassen sowie Doppelregelungen zu gleichen Sachverhalten im Vorschriften-
und Regelwerk von Staat und Unfallversicherungstréagern vermieden werden.
Unfallverhitungsvorschriften werden nur noch in den Bereichen erlassen, in denen
es einer Erganzung oder Konkretisierung staatlicher Arbeitsschutzvorschriften be-
darf. In den Bereichen, in denen sowohl staatliches Arbeitsschutzrecht als auch
Satzungsrecht gelten, muss eine sinnvolle Verknipfung zwischen beiden Rechts-
bereichen sicher gestellt sein, die fir den Anwender durchschaubar und verstand-
lich ist.

Vor diesem Hintergrund fuhrten die berufsgenossenschaftlichen Fachausschisse
gemald Abschnitt 1 des ,Leitlinienpapiers” eine Bedarfsprufung, die eine Abschat-
zung des abstrakten Gefahrdungspotentials des zu Grunde liegenden UVV-
Sachverhalts und einen Abgleich mit dem staatlichen Vorschriften- und Regelwerk
beinhaltete, durch. Im Ergebnis wird der tberwiegende Teil der UVV-Sachverhalte
von staatlichen Arbeitsschutzvorschriften (z.B. Betriebssicherheitsverordnung, Ar-
beitsstattenverordnung, Gefahrstoffverordnung) erfasst, die durch ein umfassen-
des Regelwerk ("Technische Regeln") konkretisiert wurden oder konkretisiert wer-
den konnen. Diese Regeln werden von pluralistisch besetzten staatlichen Aus-
schiissen ermittelt, die durch staatliche Arbeitsschutzvorschriften eingesetzt sind
und die die Aufgabe der Regelermittiung Ubertragen bekommen haben (, Techni-
sche Ausschisse"). Nach Abschnitt I.1 des Leitlinienpapiers deckt diese Rege-
lungssystematik im Allgemeinen alle Regelungserfordernisse des betreffenden
Sachverhaltes ab. Einer Erganzung oder Konkretisierung durch Unfallverhitungs-
vorschriften bedarf es hier im Regelfall nicht.

Die Ergebnisse der Bedarfsprufung (TOP 16 ,Zukunftskonzept fir das BG-
Vorschriftenwerk®) wurden der Praventionsleiter-Konferenz in ihrer Sitzung 4/2005
am 17.11.2005 vorgelegt. Die Vorgehensweise zur Durchfihrung der Bedarfspri-

fung ist in Anhang 3 beschrieben.
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In den nachfolgenden Tabellen werden der Praventionsdienstleistung ,,Unfallverhii-

tungsvorschriften” Ziele, Indikatoren (Messgrof3en) und Moglichkeiten zur Ermitt-

lung der Indikatoren hinsichtlich der Qualitdtsdimension Prozessqualitat zugeord-

net:

Tab. 2 Prozessqualitat — Ziele, Indikatoren, Ermittlung der Indikatoren —

Unfallverhitungsvorschriften

Ermittlung des

Ziel/Qualitatsmerkmal Indikator
Indikators
Transparente und standar- |Einhaltung der Stan- Checkliste;
disierte Herstellung von Un- |dards des BGG 900, der |Prozessiberwachung
fallverhitungsvorschriften ,Gestaltungsgrundséat- |durch DGUV

ze“, des ,Leitlinienpa-
piers“, des ,Verfahrens
zur Genehmigung von
Unfallverhitungsvor-

schriften”

Aktuelle Unfallverhitungs-

vorschriften

Dauer der Erstellung
von Unfallverhitungs-

vorschriften in Monaten

Ermittlung der Dauer
von Zustimmung der
Projektbeschreibung von
Unfallverhitungsvor-
schriften durch den
Grundsatzausschuss
Pravention des DGUV-
Vorstandes bis zur Ver-
offentlichung der
Schlussfassung der Un-
fallverhitungsvorschrift

in Monaten
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Moglichst zeitnahe und breit
gestreute Informationen an
die Unternehmer und Versi-
cherten tber neue Unfall-

verhutungsvorschriften

Anzahl der Veroffentli-
chungen Uber neue Un-
fallverhitungsvorschrif-

ten

Zahlen der Veroffentli-
chungen neuer Unfall-
verhitungsvorschriften
Uber einen bestimmten

Zeitraum

Anzahl der vertriebenen
Druckstiicke neuen Un-
fallverhiitungsvorschrif-
ten

Zahlen der vertriebenen
Druckstlicke neuer Un-
fallverhitungsvorschrif-
ten Uber einen bestimm-

ten Zeitraum

Anzahl der Internet-
Downloads neuer Un-
fallverhttungsvorschrif-

ten

Zahlen der Internet-
Downloads einer neuer
Unfallverhitungsvor-
schriften Gber einen be-

stimmten Zeitraum

3.3  Ergebnisqualitat

Zur Ermittlung der Anwendung berufsgenossenschaftlicher Praventionsdienstleis-

tungen bei den Kunden, also den Mitgliedsbetrieben der Berufsgenossenschaften

wurden Interviews in Unternehmen unterschiedlicher Branchen und Beschaftigten-

zahlen in Kooperation mit den Leitern der Teilprojekte ,Beratung/Uberwachung*

und ,Ermittlung” durchgefuhrt. Die Kundenwahrnehmung und die Kundenzufrie-

denheit hinsichtlich der Praventionsdienstleistungen waren hierbei die zentralen

Fragestellungen.

Zur Durchfiihrung der Interviews in den Unternehmen wurde ein Leitfaden (siehe

Anhang 4) entwickelt, dessen aktueller Entwicklungsstand und dessen Anwendung

nachfolgend dargestellt werden.

Mdogliche Interviewpartner sind:

e Unternehmer, Geschaftsfuhrer, Vorstand

e obere Fuhrungskréafte (Werkleiter, Betriebsleiter, Hauptabteilungsleiter, Ab-

teilungsleiter)
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Fuhrungskrafte (Meister, Vorarbeiter)
Mitarbeiter

Betriebsrat
Sicherheitsfachkraft/Betriebsarzt
Sicherheitsbeauftragte

Aufsichtsperson der zustandigen Berufsgenossenschaft

Ziele und Rahmenbedingungen fur die Interviews:

Ermittlung der Wahrnehmung der Praventionsdienstleistungen im Betrieb
Ermittlung der Erwartungen an die Praventionsdienstleistungen im Betrieb
Ermittlung der Zufriedenheit tber die Praventionsdienstleistungen im Betrieb
Anonymitat der Interviews

ca. 60 Minuten pro Interview
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Tab. 3 Struktur des Interviewleitfadens,

Beispiel: betriebliche Aufgabe ,,Gefahrdungsbeurteilung*

Nutzen Sie bei der Gefahrdungsbeurteilung bgliche Praventionsdienstleistun-

gen (PDL)?
UVV ggf. welche Beratung Ermittlung
konkret

Welche PDL nut-

zen Sie dafir?

Kann mir vorstel-

len, PDL dafir zu

nutzen

Erflllen die PDLen O nein O nein O nein

Ihre Erwartungen

zu diesem Zweck? O teilweise O teilweise O teilweise
O Uuberwiegend O uberwiegend |O Uberwiegend
O ja O ja O ja

Haben Sie weiter-
gehende Erwar-

tungen an die PDL
zu diesem Zweck?

Zur Ermittlung der Wahrnehmung und der Erwartung an die Praventionsdienstleis-

tungen im Betrieb wurde eine an das Inhaltsverzeichnis der AMS-Handlungshilfe
der BG Chemie ,Wegweiser Sicherheit und Gesundheitsschutz® [6] angelehnte

Struktur als Grundlage fir die Interviews verwendet. Auf jedes der nachfolgend

genannten moéglichen Elemente eines Arbeitsschutzmanagementsystems werden

die Fragen der Tab. 3 projiziert (siehe Anhang 4).

O Unternehmensleitlinien

o aaoaaa

Arbeitsschutzziele
Verhaltensgrundsatze
Gefahrdungsbeurteilung
SchutzmalRnahmen

Motivieren und Informieren
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Arbeitsmedizinische Vorsorge
Unterweisung, Training

Schulung, Weiterbildung

Planung, Einkauf, Fremdfirmen
Anweisungen, Erlaubnis

Storungen, Notfalle, Erste Hilfe
Geplante Begehungen und Prifungen

aaaoaoaaaq

Ereignisse, Unfélle, Krankheiten
[ Bewertung von Organisation und Ergebnis

Bisher wurden Pilot-Interviews in Unternehmen der Branchen

» Glas

» Metall

» Einzelhandel

» Gesundheitsdienste

» Banken
durchgefiihrt, um den Interview-Leitfaden zu testen und zu verbessern. Die inhaltli-
chen Ergebnisse hinsichtlich der ermittelten Kundenwahrnehmung und Kundenzu-
friedenheit sind deshalb noch nicht als reprasentativ anzusehen. Methodisch kann
man aber jetzt schon sagen, dass die Interview-Technik und der Leitfaden geeig-

net sind, Kundenwahrnehmung und Kundenzufriedenheit im Betrieb zu ermitteln.

Eine detaillierte Auswertung der Betriebsbefragungen steht wegen der noch lau-
fenden Aktivitdten aus. Es ist geplant, einen gemeinsamen abschliel3enden Bericht
Uber die Ergebnisse der Interviews im Zusammenwirken der Teilprojekte ,Unfall-

verhiitungsvorschriften®, ,Beratung/Uberwachung®, ,Ermittlung“ zu erstellen.

In der nachfolgenden Tabelle werden der Praventionsdienstleistung ,Unfallverhi-
tungsvorschriften” Ziele, Indikatoren (Messgrof3en) und Mdéglichkeiten zur Ermitt-
lung der Indikatoren hinsichtlich der Qualitatsdimension ,Ergebnisqualitat zuge-

ordnet:
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Tab. 4 Ergebnisqualitéat — Ziele, Indikatoren, Ermittlung der Indikatoren

Ziel/Qualitatsmerkmal Indikator Ermittlung des Indikators

Wahrnehmung UVV im | Kundenwahrnehmungsindex | Kundenbefragung/Fragebogen
Betrieb

Zufriedenheit gegentber |Kundenzufriedenheitsindex |Kundenbefragung/Fragebogen
dem UVV im Betrieb

- Zufriedenheit mit der
Maoglichkeit der Integrati-
on von UVV in Auf- und
Ablauforganisation des
Betriebes

(s. Interview-Leitfaden)

- Zufriedenheit mit Spra-
che, Layout und Aufbau
von UVV
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4  Wirksamkeit und betrieblicher Nutzen

Warum Uberhaupt Pravention? Lohnt sich der personelle und finanzielle Aufwand
fur das Unternehmen? Diese und dhnliche Fragen zu vorbeugenden MaRnahmen
im Bereich Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit werden in letzter Zeit immer
haufiger von Unternehmern gestellt. Nachfolgend sind zwei berufsgenossenschatt-
liche Beispiele im Zusammenhang mit der Anwendung Berufsgenossenschatftlicher

Vorschriften und Regeln dargestellt, wo deutlich wird: ,Pravention lohnt sich®.

4.1  Hohere Sicherheit an Aufschnittschneidemaschinen — ein Projekt der
Fleischerei-BG

Abb. 2. Aufschnittschneidemaschine mit Rundmesser

(Quelle: Arbeits-Sicherheits- Informationen (ASI) 2.18.1/02, Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gaststétten)

Ausgangslage

Schnittverletzungen an Aufschnittschneidemaschinen stellten in Fleischereibetrie-
ben einen Unfallschwerpunkt dar. Im Jahre 1990 wurden alleine von den Mit-
gliedsbetrieben der Fleischerei-BG (FBG) fast 5.000 Unfalle an Aufschnittschnei-
demaschinen gemeldet, das waren 12,5 Prozent aller meldepflichtigen Arbeitsun-
falle in der Fleischwirtschaft. Selbst im Stillstand kdnnen Aufschnittschneidema-
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schinen gefahrlich sein. So ereigneten sich circa 14 Prozent der Unfalle wahrend

der Reinigung der Maschinen bei still stehendem Schneideblatt.

Praventionsaktivitaten der Fleischerei-BG

Uber den Fachausschuss Fleischwirtschaft wurden mit Herstellern und Betreibern
neue sicherheitstechnische Vorrichtungen entwickelt. Diese fanden Eingang in die
Unfallverhiitungsvorschrift "Fleischereimaschinen” (VBG 19) (ab 2004 auch in die BGR
229 "Arbeiten in der Fleischwirtschaft"), die mit einer finfjahrigen Ubergangsfrist
umzusetzen war. Die sicherheitstechnischen Neuerungen mindeten auch in die
Erarbeitung der Norm DIN EN 1974 ein. Diese Européaische Norm, die in das deut-
sche Normenwerk Gbernommen wurde, konkretisiert die gesetzlichen Anforderun-
gen fur Aufschnittschneidemaschinen mit Rundschneidemessern von mindestens
170 mm Durchmesser: Danach wurde der Daumenschutz auf 150 mm verbreitert;
eine Zwangsfuhrung des Restehalters wurde vorgegeben, so dass er zum Auf-
schneiden der letzten 60 mm des Schneidegutes zwangslaufig in Schutzstellung
gebracht wird. Eine Sicherung der Messerschneide des nicht zum Schneiden be-
nutzten Teils des Rundmessers durch einen feststehenden Messerschutzsteg
wurde eingerichtet und schlief3lich stellt eine Verriegelung der Anschlagplatte mit
der Reinigungsstellung des Schlittens (Null-Stellung) sicher, dass beim Reinigen
auch der zum Schneiden benutzte Teil des Rundmessers durch die Anschlagplatte

abgedeckt wird.

Ergebnisse und Nutzen
Dank der eingefuhrten sicherheitstechnischen Vorrichtungen konnte die Zahl der
Schnittverletzungen in den Mitgliedsbetrieben der Fleischerei-BG auf circa 2.550
Falle im Jahr 2000 reduziert werden. Die Anzahl der Unfélle pro 1000 Beschétftigte,
das heif3t die 1.000-Mann-Quote, ging um mehr als 50 Prozent zurtick. Selbst an-
fanglich skeptische Unternehmer auf3ern sich inzwischen bei Fortbildungsveran-
staltungen und auf Innungsversammlungen sehr positiv Uber die getroffenen Mal3-
nahmen.
Die Umrustung einer Aufschnittschneidemaschine kostet den Unternehmer circa
500 Euro. Bei Neuanschaffung unter Inzahlungnahme der alten Maschine entste-
hen Kosten in der Gré3enordnung von circa 2.500 Euro. Die sicherheitstechni-
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schen Verbesserungen bei neuen Aufschnittschneidemaschinen hatten keine
Auswirkungen auf den Anschaffungspreis. Seit 1990 gibt es nur noch Aufschnitt-
schneidemaschinen im

Handel, die den neuen Standards entsprechen. Den Kosten einer Umristung oder
Neuanschaffung stehen neben der grof3en Zahl verhinderter Unfalle auch konkrete
Einsparungen gegenuber: Die Unternehmer verzeichnen geringere Fehlzeiten und

die FBG verzeichnet geringere Ausgaben vor allem im Bereich der Rehabilitation.

4.2 30 Prozent weniger Unfalle durch das Unternehmermodell
der BG Chemie

Abb. 3. Unternehmer "im Einsatz"

Ausgangslage

Der sicherheitstechnischen Betreuung von Kleinbetrieben gemaf der Unfallverhi-
tungsvorschrift ,Betriebsarzte und Fachkrafte flir Arbeitssicherheit” (BGV A2) kommt
hdchste Bedeutung zu. Die Praxis hat gezeigt, dass hier in der Regel Tatigkeiten
des Einzelnen, anders als in Grol3betrieben, weniger arbeitsteilig sind. Auch das
Wissen um Gefahrdungen und Belastungen ist in Kleinbetrieben oft geringer als in
Grol3betrieben. Dementsprechend liegen in den meisten Branchen die Unfallzah-

len in kleinen Unternehmen deutlich hdher.
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Préaventionsaktivitaten

Mitte der 90er Jahre fuhrte die BG-Chemie deshalb das so genannte "Unterneh-
mermodell" ein. Hier wird der Unternehmer zu Belangen der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes im Betrieb informiert und fir deren Durchfiihrung motiviert.
Ziel ist es, ihm ein Gefuhl fur erforderliche und geeignete Mal3nahmen zur Verbes-
serung des Arbeitsschutzes zu vermitteln.

Dazu besucht der Unternehmer zunachst ein halbwochiges Grundseminar und in-
nerhalb von 3 Jahren weitere eintdgige Aufbauseminare, die von Umfang und
Themenstellung seinen speziellen Bedurfnissen angepasst sind. Anschliel3end
muss er im Abstand von hdchstens funf Jahren an geeigneten, von der BG Chemie
anerkannten Fortbildungsveranstaltungen teilnehmen.

Unabhangig von der Feststellung eines Beratungsbedarfs ist der Unternehmer ver-
pflichtet, sich bei besonderen Anlassen beraten zu lassen.

Abgerundet wird das Unternehmermodell der BG Chemie durch regelmaliige Be-

triebsbesuche durch Aufsichtspersonen.

Ergebnisse und Nutzen
Mit Stand Dezember 2000 hatten sich fiir das Unternehmermodell bei der BG Che-

mie nahezu 2000 Unternehmer entschieden.

Betriebe der BG Chemie mit weniger als zehn Beschaftigten, in denen die sicher-
heitstechnische Betreuung nach dem Unternehmermodell erfolgt, erreichen inzwi-
schen eine 30 Prozent niedrigere Unfallhdufigkeit im Vergleich zu gleichartigen

Betrieben ohne Unternehmermodell:
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Abb. 4. Vergleich der Unfallentwicklung in Betrieben mit/ohne Unternehmermodell
im Meldejahr 2000

Der Vergleich ergibt 37 Arbeitsunfalle pro 1000 Vollarbeiter bei Unternehmen ohne
Unternehmermodell und 25 Arbeitsunfalle pro 1000 Vollarbeiter bei Unternehmen

mit der alternativen sicherheitstechnischen Kleinbetriebsbetreuung.

Die Kosten, die bei der BG Chemie entstehen, betragen ca. 667 Euro Seminarkos-
ten pro Teilnehmer. Bei 200 Teilnehmern pro Jahr sind dies insgesamt 133.000
Euro. Dem stehen aber deutlich héhere Einsparungen durch wegfallende Leistun-
gen (Heilbehandlung, Renten) der BG durch die Reduzierung der Unfallhaufigkeit
gegenuber.

Auch fur die Betriebe ergibt sich eine sehr positive Bilanz: Die kalkulatorischen
Kosten fiir den Unternehmer werden bei flnftagiger betrieblicher Abwesenheit mit
insgesamt 5.000 Euro angesetzt. Dies entspricht nach den Modellrechnungen der
Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin den Kosten von 7-8 Ausfallta-
gen —

bei einer Reduzierung der Unfallhaufigkeit um 30 Prozent ergeben sich mithin auch

betriebswirtschaftlich deutliche Einsparungen.
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5 MalRnahmen und Ausblick

Erarbeitung und Veréffentlichung von Unfallverhitungsvorschriften

Die in den Kapiteln 3.1 (Strukturqualitat) und 3.2 (Prozessqualitat) vorgeschlage-
nen Indikatoren sollten Eingang finden in die Verfahrensstandards fir die Erstel-
lung, Genehmigung und Veroffentlichung von Unfallverhttungsvorschriften und bei
der nachsten Erarbeitung einer Unfallverhiitungsvorschrift oder der nachsten Er-
stellung eines Nachtrags zu einer Unfallverhitungsvorschrift gemessen und die
Verfahrensstandards angepasst und kontinuierlich verbessert werden.

Kundenbefragung

Im Rahmen des Projektes ,Qualitat in der Pravention® sollten im Sinne eine kun-
denorientierten Denkens die Befragungen in den Mitgliedsbetrieben Uber deren
Wahrnehmung BGlicher Praventionsdienstleistungen und deren Zufriedenheit mit
den BGlichen Praventionsdienstleistungen fortgefiihrt und auf eine reprasentative
Basis gestellt werden. Mit den Ergebnissen der Befragungen sollten unter Beach-
tung der gesetzlichen Rahmenbedingungen die Qualitatsstandards zur Erstellung

von Unfallverhitungsvorschriften angepasst und kontinuierlich verbessert werden.

Zukunft Unfallverhitungsvorschriften
Der Prozess der Rechtsbereinigung des Berufsgenossenschaftlichen Vorschrif-
tenwerks (siehe Abschnitt 2.2) ist noch nicht abgeschlossen. Nach Auffassung des
BMAS gibt es fur die Erarbeitung von Unfallverhitungsvorschriften zur Ergénzung
und Konkretisierung von staatlichen Arbeitsschutzvorschriften mit staatlichen Aus-
schissen (Fallgruppe 1 des ,Leitlinienpapiers®) praktisch keinen Raum mehr. Dort,
wo fur staatliche Arbeitsschutzvorschriften Erganzungs- oder Konkretisierungsbe-
darf anhand der Risikobewertung durch die Berufsgenossenschaften festgestellt
werde, mlUsse zunachst gepruft werden, ob die Regelungsinstrumente ,Staatliche
Arbeitsschutzverordnung®, ,Staatliche Technische Regeln®, ,BG-Regeln® (in Ab-
stimmung mit dem zustandigen staatlichen Technischen Ausschuss) oder ,BG-
Informationen® zur Erganzung oder Konkretisierung herangezogen werden kénnen.
Insofern wird die Zukunft des Produktes ,Unfallverhitungsvorschriften® in Frage
gestellt. Die weiteren Entwicklungen im Rahmen der Arbeiten an einer Gemeinsa-
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men Deutschen Arbeitsschutzstrategie verbunden mit einer bereits geplanten An-
passung der ,Leitlinien zur kiinftigen Gestaltung des Vorschriften- und Regelwerks
im Arbeitsschutz” und der Reform des SGB VIl werden voraussichtlich die erforder-

liche Klarheit Uber die Zukunft der Unfallverhitungsvorschriften bringen.

Auch vor dem Hintergrund aktueller Diskussionen um die Zukunft der BG-Regeln,
die sich in Konkurrenz mit dem staatlichen Technischen Regelwerk befinden (,Ko-
operationsmodell” im ,Leitlinienpapier”), macht es Sinn, Konzepte fir neue Praven-

tionsschriften unterhalb der Vorschriftenebene zu entwickeln.

Am 18.11.2006 ist seitens des Initiativkreises der Praventionsleiter-Konferenz
(IPK) die Idee zur Entwicklung von Medien (Schriften) entstanden, die ein be-
stimmtes Praventionsthema unter einer BG-Marke umfassend darstellen und unter
der Sach- und Verfahrensherrschaft der BG-Fachausschisse qualitatsgesichert
und ganzheitlich — also Sicherheit und Gesundheit gleichrangig behandelnd — nach
dem Prinzip ,Einer fur alle erarbeitet werden sollen. Zur Umsetzung des Auftrags
hat die Praventionsleiter-Konferenz am 24.11.2006 eine Arbeitsgruppe beauftragt,
ein Konzept fir ein solches neues und innovatives Praventionsprodukt zu entwer-
fen. Die ersten Ergebnisse des Projekts wurden im Rahmen einer Fachveranstal-
tung am 11.08.2007 vorgestellt.

Zukunft Fachausschiisse / Fachgruppen

Um das System der ,Entwickler von Unfallverhitungsvorschriften, namlich der
Fachausschusse / Fachgruppen vor dem Hintergrund der veranderten wirtschaftli-
chen und politischen Rahmenbedingungen zukunftssicher zu gestalten, wird zur
Zeit in Arbeitsgruppen unter Koordinierung der DGUV eine Konzept fur eine inhalt-
liche und strukturelle Fortentwicklung der Fachausschiisse / Fachgruppen erarbei-
tet.
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A.1 Verfahren zur Erarbeitung von UnfallverhiGtungsvorschriften (Auszug BGG 900)

Auszug BGG 900

Drittes Kapitel
Verfahren zur Erarbeitung von Unfallverhitungsvorschriften

Im Interesse einer einheitlichen Gestaltung von Unfallverhitungsvorschriften und einer Be-
schleunigung der Beratungen ist wie folgt zu verfahren:

] Projektbeschreibung

Die Projekibeschreibung wird vom leiter des Fachausschusses erstellt und der Berufsge-
nossenschafilichen Zentrale fir Sicherheit und Gesundheit — BGZ zugeleitet. Sie soll Aus-
sagen enthalten zu:

Initiative

Begrindung, Zielsetzung
Bestehende Recht- und Regelsetzung
Alternative Regelungsmaglichkeiten
Betroffenheit

Inhalt, Auswirkungen
Bearbeitungszustandigkeit

Zeitplan

ONO AW —

Die BGZ legt die Projekibeschreibung nach rechtlicher und formaler Prifung dem
Grundsatzausschuss Prévention des Vorstandes des Hauptverbandes mit dem Ziel vor,
eine Empfehlung zur Entwurfserarbeitung auszusprechen. Im Falle einer positiven Empfeh-
lung holt die BGZ die Stellungnohmen der Berufsgenossenschaften ein. Bei mehrheitlicher
Zustimmung kann der Fachausschuss mit der Entwurfserarbeitung beginnen.

2 Vorentwurf
2.1 Aufstellen des Vorentwurfes

Der Vorentwurf einer UnfallverhGtungsvorschrift sowie gegebenenfalls die Entwiirfe der
diese Unfallverhitungsvorschrift konkretisierenden BGRegel'' werden im Zusammenwirken
zwischen dem zustdndigen Fachausschuss und der Berufsgenossenschafilichen Zentrale

fur Sicherheit und Gesundheit — BGZ aufgestellt.

"' Verfahren zur Erarbeitung von BG-Regeln siehe Kapitel IV.
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2.2

3.2

3.3

Stellungnahme zum Vorentwurf

Der leiter des Fachausschusses legt den Vorentwurf zur Stellungnahme mit Fristsetzung
vor:

a) den Mitgliedern des Fachausschusses und deren Vertretern,

b] den an den Arbeitsergebnissen interessierten Berufsgenossenschatten,

c) den Spitzenverbanden der anderen Trager der gesetzlichen Unfallversicherung,
d) der Berufsgenossenschaftlichen Zentrale fir Sicherheit und Gesundheit — BGZ.

Der Grundsatzausschuss Pravention des Vorstandes des Hauptverbandes wird Uber den
Vorentwurf informiert.

Fachausschussentwurf

Aufstellen des Fachausschussentwurfes

Der leiter des Fachausschusses legt die durch den Fachausschuss bzw. Arbeitskreis ge-
priften Stellungnahmen zum Vorentwurf vor:

a) den Mitgliedern des Fachausschusses und deren Vertretern,

b) der Berufsgenossenschaftlichen Zentrale fir Sicherheit und Gesundheit — BGZ.

Der Fachausschuss stellt den Fachausschussentwurf auf und erarbeitet eine defaillierte Be-

grindung, die die Erwagungsgrinde fur die gesamte UnfallverhGtungsvorschrift und fur
einzelne Bestimmungen enthal.

Stellungnahme zum Fachausschussentwurf

Der leiter des Fachausschusses legt den Fachausschussentwurf nach rechtlicher, formaler
und sprachlicher Prifung durch die Berufsgenossenschaftliche Zentrale fur Sicherheit und
Gesundheit = BGZ zur Stellungnahme vor:

a) den Mitgliedern des Fachausschusses und deren Vertretern,

b) den Gbrigen gewerblichen Berufsgenossenschaften,

c) den Spitzenverbanden der anderen Trager der gesefzlichen Unfallversicherung,

d) der Berufsgenossenschaftlichen Zentrale fiir Sicherheit und Gesundheit — BGZ.

Die Berufsgenossenschaften teilen nach Beratung in ihrer Selbstverwaltung mit, ob sie

dem Erlass einer Unfallverhitungsvorschrift auf der Grundlage des Fachausschussentwur-
fes zustimmen. Soweit keine frisfgemdﬁe Auﬁerung erfo|gf, wird Zustimmung unterstellt.

Der Grundsatzausschuss Pravention des Vorstandes des Hauptverbandes wird ber den
Fachausschussentwurf informiert.

Abgestimmter Fachausschussentwurf

Untfer Beriicksichtigung der eingegangenen Stellungnahmen stellt der Fachausschuss oder
- bei nur unwesentlichen Anderungen - der Leiter des Fachausschusses im Einvernehmen
mit der BGZ die abschlieBende Fassung des Fachausschussentwurfes auf (Abgestimmter
Entwurf].
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Soweit auf Grund der Stellungnahmen der Berufsgenossenschaften unvereinbare Auffas-
sungsunterschiede bestehen, stellt der Grundsatzausschuss Prévention des Vorstandes des
Hauptverbandes entsprechend der Anhérung der betroffenen Berufsgenossenschaften und
dem Ergebnis der Schlichtung die abschlieende Entwurfsfassung auf.

Die Berufsgenossenschaftliche Zentrale fir Sicherheit und Gesundheit — BGZ leitet den
abgestimmten Entwurf dem Bundesministerium fir Arbeit und Soziales (BMAS) zur Herstel-
lung des Benehmens mit den zustandigen obersten Verwaltungsbehorden der Lander
nach § 15 Abs. 4 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII) zu. Nach Prifung leitet das
BMAS den abgestimmten Entwurf — soweit keine grundséizlichen Bedenken bestehen —
zur Stellungnahme an die zustandigen obersten Verwaltungsbehdrden der Lander sowie
an die Bundesanstalt fir Arbeitschutz und Arbeitsmedizin. Das BMAS sfellt im Rohmen ei-
nes Abschlussgespraches unter Bericksichtigung der eingegangenen  Stellungnahmen
sowie unter Mitwirkung der zustandigen obersten Verwaltungsbehdrden der Lander, der
BGZ und des Fachausschussleiters das Benehmen mit den landemn tber die Fassung ei-
ner MusterUnfallverhitungsvorschrift her. Die BGZ erstellt die Endfassung der Muster-
Unfallverhtungsvorschrift. Einzelheiten sind im BGZ-Handbuch ,Praventionsausschisse”
geregelt.

Beschlussreifer Entwurf

Die Berufsgenossenschafiliche Zentrale fir Sicherheit und Gesundheit — BGZ legt dem
Bundesministerium fir Arbeit und Soziales (BMAS) die Endfassung der Muster-
Unfallverhitungsvorschrift zur Vorgenehmigung vor.

Nach Erteilung der Vorgenehmigung leitet die BGZ diesen Entwurf als Beschlussreifen
Entwurf allen gewerblichen Berufsgenossenschaften zu und schlagt einen einheitlichen
Termin for das Inkrafttreten der Unfallverhtungsvorschrift in der vorgelegten Fassung vor.

Beruht der Beschlussreife Entwurf auf einem vom Grundsatzausschuss Pravention des Vor-
standes des Hauptverbandes aufgestellien Entwurf, werden die Erwdgungsgrinde, die zu
dieser Fassung gefthrt haben, beigefigt.

Der Grundsatzausschuss Pravention des Vorstandes des Hauptverbandes wird Uber den
Beschlussreifen Entwurf informiert.

Genehmigungsverfahren

Die Berufsgenossenschaften legen beschlossene Unfallverhitungsvorschriffen dem Bun-
desministerium fir Arbeit und Soziales (BMAS) oder den zusféndigen obersten Verwal-
tungsbehdrden der Lander iber die Berufsgenossenschaftliche Zentrale fur Sicherheit und

Gesundheit = BGZ zur Genehmigung vor.
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A.2 Auszug ,,Grundsatze fiir die Gestaltung Berufsgenossenschaftlicher Vorschriften und

Berufsgenossenschaftlicher Regeln fiir Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit*

Gestaltungsgrundsatze BRGG

Grundsatze fir die Gestaltung

— Berufsgenossenschaftlicher Vorschriften
und

— Berufsgenossenschaftlicher Regeln

fir Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit

vom Marz 2001

Berufsgenossenschaftliche Zentrale . H\/BG

fir Sicherheit und Gesundheit - BGZ Haupiverband der
gewerblichen
Berufsgenossenschaften

Inhaltsverzeichnis Seite
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Bedarfspriofung Unfallverhitungsvorschriften

y
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Regeln
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nicht
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A.3 Bedarfsprofung UnfallverhGtungsvorschriften
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Verfahrenshinweise
,Bedarfsprifung UnfallverhiGtungsvorschriften”

1 Abgleich mit staatlichem Vorschriften- und Regelwerk

a) Besteht fir den zu regelnden Sachverhalt kein staatliches Arbeitsschutz-
recht?

Ist der Sachverhalt nicht vom staatlichen Arbeitsschutzrecht erfasst, kénnen ergédnzend
UVVen Bedeutung gewinnen. Der Regelungsbedarf ist durch eine Risikobewertung zu
ermitteln.

b) Ist der zu regeilnde Sachverhalt nur vom ArbSchG erfasst?

Ist der Sachverhalt nur durch das Arbeitsschutzgesetz erfasst, ist auf Grundlage einer
Risikobewertung Raum fur eine UVV.

In Bereichen, in denen aufBer dem Arbeitsschutzgesetz keine staatlichen Arbeitsschutz-
vorschriften vorhanden sind, kann Regelungen durch UVVen eine besondere Bedeu-
tung zukommen. Dies hédngt von dem Ergebnis der Risikobewertung ab.

c) Ist der zu regelnde Sachverhalt von staatlichen Arbeitsschutzvorschriften er-
fasst?

Ist der Sachverhalt durch das Arbeitsschutzgesetz oder hierauf gestitzte Rechtsverord-
nungen erfasst und besteht kein untergesetzliches Regelwerk (staatlich), ist eine Risiko-
bewertung durchzufihren.

Ist der zu regelnde Sachverhalt zwar von staatlichen Arbeitsschutzvorschriften
erfasst, die jedoch nicht durch Technische Regeln ausgefillt werden, so kann
einen Ergdnzung oder Konkretisierung der staatlichen Arbeitsschutzvorschriften
durch UVVen in Betracht kommen. Dies hdngt von dem Ergebnis der Risikobe-
wertung ab.

d) Ist der zu regelnde Sachverhalt von staatlichen Arbeitsschutzvorschriften
und technischen Regeln ausreichend erfasst?

Lautet lhre Antwort ,ja”, dann ist der Sachverhalt grundsétzlich nicht in einer UVV zu
regeln, dann bitte Bedarfsdokumentation.

Lautet lhre Antwort ,,nein”, dann bitte weiter mit Risikobewertung

Ist der zu regelnde Sachverhalt bereits von staatlichen Arbeitsschutzvorschriften
(z.B. Gefahrstoffverordnung, Biostoffverordnung, Betriebssicherheitsverordnung
oder Arbeitsstéttenverordnung) erfasst und durch ein Technisches Regelwerk
(staatliche Ausschisse) konkretisiert, dann bedarf es grundsétzlich keiner weite-
ren Ergdnzung oder Konkretisierung durch eine UVV.



2 Risikobewertung (RB)

Der Regelungsbedarf fir eine UVV ergibt sich in erster Linie aus einer Bewertung des
Gefahrdungspotentials des zu Grunde liegenden Sachverhaltes.

Beurteilen Sie mit Hilfe der folgenden Tabelle die Wahrscheinlichkeit einer Schédigung
W, die Haufigkeit der Situation H und die zu erwartende ernste Auswirkung A ein. Er-
mitteln Sie unter Angabe der Werte von W, H und A den RB-Wert.

Bericksichtigen Sie dabei, dass die Betrachtung der Wahrscheinlichkeit einer Schadi-
gung unter der Annahme erfolgt, dass die Vorschrift, die dem Schadensereignis ent-
gegenwirken soll, nicht bestinde oder nicht beachtet wirde.

Bei der Bewertung der Haufigkeit der Situation ist es entscheidend, ob es ein Kollektiv
von Versicherten gibt, das mit einer bestimmten Haufigkeit die betrachtete Tatigkeit
ausUbt.

W Wahrscheinlichkeit einer Schadigung Multiplikator

praktisch unméglich 1

denkbar, aber unwahrscheinlich

2
vorstellbar 5
7

wahrscheinlich

o

sehr wahrscheinlich

H Héaufigkeit der Situation (Tatigkeit, Exposition)

sehr selten

ein paar Mal pro Jahr

einmal im Monat

einmal pro Woche

VO ([N O |W|—

einmal pro Tag

o

standig

A Zu erwartende ernste Auswirkungen

Erste-Hilfe-Versorgung 1
(geringer Schaden)

arztliche Behandlung 3
(Schaden < 5.000 €)

Arbeitsunfall, Berufskrankheit 4
(Schaden < 50.000 €)

Arbeitsunfall, Berufskrankheit (Ausfallzeit > 6 Wochen) 6

(Teil-) Invaliditét/Tod

(Schaden < 500.000 €) 8
(Schaden > 500.000 €) 10

RB=..x..x..=.....
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Der Zahlenbereich, der eine UVV-Regelung begrindet, muss auf Grundlage der Er-
fahrungen mit der Risikobewertung noch ermittelt werden. Es wird empfohlen, dies
durch die PLK vornehmen zu lassen.

Hilfskriterien fUr die Bedarfsprifung kénnen sein:

Unfallh&ufigkeit/Erkrankungshaufigkeit,
Unfallschwere/Erkrankungsschwere,

Hoéhe der Entschadigungsleistungen

geféhrdeter Personenkreis im Schadensfall/Drittgeféhrdung
Branchenspezifitat

des zu regelnden Sachverhalts. Die Hilfskriterien kénnen eine Hilfe bei der endgUltigen
Beurteilung der Regelungsnotwendigkeit sein.

3 Bedarfsdokumentation
Die Dokumentation der Bedarfsprifung erfolgt auf Grundlage der beigefugten Tabel-

le. Sie dient dem Nachweis des Regelungsbedarfs in den verschiedenen Entschei-
dungsgremien.

Anlagen
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Anlage 1
Risikobewertung (RB)

Fallbeispiel: ,Fahrzeuge”

Beim Kuppeln von Fahrzeugen, die mit selbsttdtiger Anhédngekupplung und mit Héhen-
einstelleinrichtung ausgerdustet sind, dirfen sich wéhrend des Heranfahrens des Zugfahr-
zeuges keine Personen zwischen den Fahrzeugen befinden.

W Wahrscheinlichkeit einer Schédigung Multiplikator

praktisch unméglich 1

denkbar, aber unwahrscheinlich

2
vorstellbar 5
7

wahrscheinlich

o

sehr wahrscheinlich

H Héaufigkeit der Situation (Tatigkeit, Exposition)

sehr selten

ein paar Mal pro Jahr

einmal im Monat

einmal pro Woche

VO (N[O | W |—

einmal pro Tag

o

standig

A Zu erwartende ernste Auswirkungen

Erste-Hilfe-Versorgung 1
(geringer Schaden)

Arztliche Behandlung 3
(Schaden < 5.000 €)

Arbeitsunfall, Berufskrankheit 4
(Schaden < 50.000 €)

Arbeitsunfall, Berufskrankheit (Ausfallzeit > 6 Wochen) 6

(Teil-) Invaliditét/Tod

(Schaden < 500.000 €) 8
(Schaden > 500.000 €) 10

Risikobewertung RB = WxHxA =7x9x é = 378



Bedarfsdokumentation UVV

MaBgeblicher Sach-
verhalt
(Kurzbeschreibung)

Wo bisher in einer
UVV geregelt?
(Angabe der
UVV-Nummer,
Paragraf, Absatz)

Staatliche Vor-
schrift, die konkre-
tisiert werden soll
(Angabe der Vor-
schrift, Paragraf,
Absatz)

RB-Wert
(Risikobewertung)

Weitere Griunde

Ergebnis der Be-
wertung
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A.4 Interview-Leitfaden

Projekt: Qualitat in der Prévention

Teilprojekte:
= Beratung/Uberwachung
» Ermittlung
» Unfallverhitungsvorschriften

Interviews im Unternehmen

Interviewpartner:

Unternehmer, GeschéftsfGhrer: U
Betriebsrat: B
Abteilungsleiter, Vorgesetzte: \'
Sicherheitsbeauftragte: SB

Sicherheitsfachkraft, Betriebsarzt: S

1. Vorstellung beim Unternehmer, ggf. zusammen mit den anderen Ge-

sprdchspartnern

QdP vorstellen, Teilprojekte, Praventions-DL UVV, Beratung, Ermittlung, Ziele: ppt-

Prasentation

2. Einstieg bei den einzelnen Gespréchspartnern

a. Halten Sie

e bgliche Arbeitschutzvorschriften

e bgliche Beratung
e bgliche Ermittlung

fOr wichtig, kennen Sie UVVen, z.B. ...
b. PDL-Produkte BGVR, Beratung, Ermittlung vorstellen

c. Struktur des Interviews vorstellen
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3. Fragen

3.1. Unternehmensleitlinien

Frage an: U/B/V/S

Haben Sie Unternehmensleitlinien zum Arbeitsschutz? ja

PDL: BGVR, Beratung
nein

BGVR
Ggf. welche konkret

Beratung

Welche PDL nutzen Sie dafir?

Kann mir vorstellen, PDL dafir
Zu nutzen:

Erfollen die PDL ihre Erwar-
tungen fir diesen Zweck?

nein

teilweise | Uberwiegend |ja

nein |teilweise |Uberwiegend |ja

Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fur die-
sen Zweck?

3.2. Arbeitsschutzziele
Frage an: U/B/V/S

Haben Sie Ziele zum Arbeitsschutz? [a nein

PDL: BGVR, Beratung

BGVR
Ggf. welche konkret

Beratung

Welche PDL nutzen Sie dafir?

Kann mir vorstellen, PDL dafor
ZU nutzen:

Erfullen die PDL ihre Erwar-
tungen fur diesen Zweck?

nein

teilweise | Uberwiegend |ja

nein |teilweise |Uberwiegend |ja

Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fur die-
sen Zweck?
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3.3. Verhaltensgrundsatze

Frage an: U /B/V/S PDL: BGVR, Beratung
Haben Sie Verhaltensgrundsdtze zum Arbeitsschutz?  ja nein

BGVR Beratung
Ggf. welche konkret

Welche PDL nutzen Sie dafir?

Kann mir vorstellen, PDL dafir
ZU nutfzen:

Erfullen die PDL ihre Erwar- nein |teilweise | Uberwiegend |ja nein |teilweise |Uberwiegend |ja
tungen fUr diesen Zweck?

Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fur die-
sen Zweck?

3.4. Ubertragung von Aufgaben und Befugnissen

Frage an: U/B/V/S PDL: BGVR, Beratung
Ubertragen Sie Aufgaben und Befugnisse zum Arbeitsschutz? e nein
BGVR Beratung

Ggf. welche konkret

Welche PDL nutzen Sie dafur?

Kann mir vorstellen, PDL dafir
ZU nutfzen:

ErfUllen dle PDL ihre Erwar- nein teilweise | Uberwiegend | ja nein |teilweise |Uberwiegend |ja
tungen fur diesen Zweck?

Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fur die-
sen Zweck?

3.5. Beauftragte im Arbeitsschutz, Sicherheitsfachkréfte, Betriebsdrzte

Frage an: U/B/V/S PDL: BGVR, Beratung
Benennen Sie Beauftragte im Arbeitsschutz, Sicherheitsfachkréfte, Betriebsérzte?
[ nein

BGVR Beratung
Ggf. welche konkret

Welche PDL nutzen Sie dafir?

Kann mir vorstellen, PDL dafir
ZU nutzen:

Erfollen die PDL ihre Erwar- nein ‘feilweise ‘Uberwiegend ja nein ‘feilweise ‘Uberwiegend ‘]o
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tungen fUr diesen Zweck?

Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fur die-
sen Zweck?

3.6. Gefdhrdungsbeurteilung

Frage an: B/V/S/SB

Nutzen Sie bei der Gefdhrdungsbeurteilung bgliche PDL2

PDL: BGVR, Beratung, Ermittlung

BGVR Beratung Ermittlung
Ggf. welche kon-
kret
Welche PDL nutzen Sie dafir?
Kann mir vorstellen, PDL dafir
ZU nutzen:
ErfUllen dle PDL ihre Erwar- nein tw Uberw |ja nein |tw |Uberw [jo [nein [tw |Uberw |ja
tungen fir diesen Zweck?
Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fur die-
sen Zweck?

3.7. SchutzmaBnahmen
Frage an: B/V/S/SB

PDL: BGVR, Beratung

Nutzen Sie bei der Festelegung von Schutzmafinahmen bgliche PDL2

BGVR Beratung
Ggf. welche konkret
Welche PDL nutzen Sie dafir?
Kann mir vorstellen, PDL dafor
ZU nutzen:
Erfullen die PDL ihre Erwar- nein teilweise | Uberwiegend |ja nein |teilweise |Uberwiegend |jo

tungen fir diesen Zweck?

Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fUr die-
sen Zweck?

3.8. Motivieren und Informieren

Frage an: B/V/S

PDL: BGVR, Beratung
Nutzen Sie bei der Motivation und Information zu Arbeitsschutz bgliche PDL2

BGVR Beratung
Ggf. welche konkret
Welche PDL nutzen Sie dafir?
Kann mir vorstellen, PDL dafir
Zu nutzen:
Erfollen die PDL ihre Erwar- nein ‘feilweise ‘Gberwiegend ja nein ‘feilweise ‘Uberwiegend ‘]0
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tungen fUr diesen Zweck?

Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fur die-
sen Zweck?

3.9.
Frage an: B/V/S

bgliche PDL?

Arbeitsmedizinische Vorsorge

PDL: BGVR, Beratung, Ermittlung
Nutzen Sie bei der Festlegung und DurchfGhrung der arbeitsmedizinischen Vorsorge

BGVR
Ggf. welche konkret

Beratung

Ermittlung

Welche PDL nutzen
Sie dafire

Kann mir vorstellen,
PDL dafir zu nut-
zen:

nein tw

Erfollen die PDL
ihre Erwartungen
for diesen Zweck?

Uberw ja | nein

tw Uberw

ja

nein | tw | Uberw | ja

Haben Sie weiter-
gehende Erwartun-
gen an die PDL for
diesen Zweck?

3.10. Unterweisung, Training der Mitarbeiter
PDL: BGVR, Beratung, Ermittlung
Nutzen Sie bei der Festlegung und Durchfihrung der Unterweisung der Mitarbeiter
und Trainings im Arbeitsschutz bgliche PDL?

Frage an: B/V/S/SB

BGVR Beratung Ermittlung
Ggf. welche kon-
kret
Welche PDL nutzen Sie dafir?
Kann mir vorstellen, PDL dafir
ZU nutzen:
Erfullen die PDL ihre Erwar- nein tw Gberw ja nein | tw | Gberw | ja | nein | tw | Uberw | ja

tungen fir diesen Zweck?

Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fur die-
sen Zweck?
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3.11. Schulung und Weiterbildung der Mitarbeiter
PDL: BGVR, Beratung, Ermittlung
Nutzen Sie bei der Festlegung und Durchfihrung der Schulung und Weiterbildung

der MA im Arbeitsschutz bgliche PDL?

Frage an: B/V/S/SB

BGVR Beratung Ermittlung
Ggf. welche kon-
kret
Welche PDL nutzen Sie dafir?
Kann mir vorstellen, PDL dafir
ZU nutfzen:
ErfUllen dle PDL ihre Erwar- nein tw Uberw ja nein | tw | Gberw | ja | nein | tw | Uberw | ja
tungen fur diesen Zweck?
Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fur die-
sen Zweck?

3.12. Planung, Einkauf, Fremdfirmen

Frage an: B/V/S

PDL: BGVR, Beratung

Nutzen Sie bei der Planung, beim Einkauf, beim Einsatz von Fremdfirmen bgliche
PDL fUr Aspekte des Arbeitsschutzes?

BGVR
Ggf. welche konkret

Beratung

Welche PDL nutzen Sie dafir?

Kann mir vorstellen, PDL dafor
ZU nutzen:

Erfullen die PDL ihre Erwar-
tungen fUr diesen Zweck?

nein teilweise | Uberwiegend

nein |teilweise |Uberwiegend

Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fur die-
sen Zweck?

3.13. Anweisungen, Erlaubnis

Frage an: B/V/S/SB

PDL: BGVR, Beratung

Nutzen Sie bei Erteilung von Anweisungen und Erlaubnissen zum Arbeitsschutz bgli-

che PDL?2
BGVR Beratung
Ggf. welche konkret
Welche PDL nutzen Sie dafire
Kann mir vorstellen, PDL dafir
ZU nutzen:
Erfollen die PDL ihre Erwar- nein ‘feilweise ‘Uberwiegend ja nein ‘feilweise ‘Uberwiegend ‘]0
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tungen fUr diesen Zweck?

Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fur die-
sen Zweck?

3.14. Stérungen, Notfdlle, Erste Hilfe

Frage an: B/V/S/SB

PDL: BGVR, Beratung, Ermittlung
Nutzen Sie bei der Vorbereitung auf mégliche Stérungen, Notfélle und Erste Hilfe

bgliche PDL?
BGVR Beratung Ermittlung
Ggf. welche kon-
kret
Welche PDL nutzen Sie dafiir2
Kann mir vorstellen, PDL dafir
ZU nutzen:
Erfollen die PDL ihre Erwar- nein tw Uberw ja nein | tw | Uberw | ja | nein | tw | Uberw | ja

tungen fir diesen Zweck?

Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fUr die-
sen Zweck?

3.15. Geplante Begehungen und Prifungen
PDL: BGVR, Beratung, Ermittlung
Nutzen Sie bei der Planung von Begehungen und Prifungen bgliche PDL2

Frage an: B/V/S/SB

BGVR Beratung Ermittlung
Ggf. welche kon-
kret
Welche PDL nutzen Sie dafiirg
Kann mir vorstellen, PDL dafur
ZU nutzen:
Erfl'jllen dle PDL ihre Erwar- nein tw Uberw ja nein | tw | Uberw | ja | nein | tw | Uberw | ja

tungen fir diesen Zweck?

Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fir die-
sen Zweck?

3.16. Ereignisse, Unfdlle, Krankheiten

Frage an: B/V/S/SB

bgliche PDL?

PDL: BGVR, Beratung, Ermittlung
Nutzen Sie der Auswertung von besonderen Ereignissen, Unféllen, Erkrankungen

BGVR
Ggf. welche kon-
kret

Beratung

Ermittlung

Welche PDL nutzen Sie dafir?
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Kann mir vorstellen, PDL dafir
ZU nutfzen:

Erfillen die PDL ihre Erwar-
tungen fir diesen Zweck?

nei

n tw Uberw

nein

tw | Uberw

ja | nein | tw

Uberw

Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fur die-
sen Zweck?

3.17. Bewertung von Organisation und Ergebnis

Frage an: U/B/V/S

PDL?

PDL: BGVR, Beratung, Ermittlung
Nutzen Sie bei der Bewertung der Organisation und des Arbeitsschutzes bgliche

BGVR

Ggf. welche konkret

Beratung

Welche PDL nutzen Sie dafir?

Kann mir vorstellen, PDL dafor
ZU nutzen:

Erfollen die PDL ihre Erwar-
tungen fur diesen Zweck?

nein

teilweise | Uberwiegend

nein teilweise

Uberwiegend |ja

Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fUr die-
sen Zweck?

3.15. Sonstiges
Frage an: U/B/V/S/SB

Bei welchen Aufgaben:

PDL: BGVR, Beratung, Ermittlung
Nutzen Sie bei sonstiges Aufgaben bgliche PDL2

BGVR Beratung Ermittlung
Ggf. welche kon-
kret
Welche PDL nutzen Sie dafir?
Kann mir vorstellen, PDL dafir
ZU nutzen:
ErfUllen dle PDL ihre Erwar- nein tw Uberw ja nein | tw | Gberw | ja | nein | tw | Uberw | ja
tungen fir diesen Zweck?
Haben Sie weitergehende Er-
wartungen an die PDL fir die-
sen Zweck?
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A.5 Positionspapier Berufsgenossenschaftliche Fachausschisse

Rolle und Funktion der Fachausschisse

Fachausschisse leisten branchen- und themenbezogene Fachberatung fir die Be-
rufsgenossenschaften. Sie bilden zusammen ein Netzwerk branchenbezogener,
thematisch abgestimmter Kompetenzen mit ausgewiesenen Experten, die die ihnen
zugewiesenen Themenfelder federfGhrend fur alle UV-Trager bearbeiten.
Fachausschisse fuhren branchen-, risiko- oder themenbezogenes Erfahrungswissen,
Erkenntnisse und Fachmeinungen zusammen. Sie bericksichtigen dabei die Erfah-
rungen aus der betrieblichen Praxis durch Aufsicht und Beratung der Betriebe, durch
Erkenntnisse aus Unfall- und BK-Ermittlungen, aus der Beratung der Hersteller sowie
aus der Prifung und Zertifizierung von Arbeitsmitteln und nicht zuletzt aus der Mit-
arbeit in der Normung. Aus all diesen Erkenntnissen entwickeln die FachausschUsse
praktische Lésungen fur Arbeitsschutzprobleme vor Ort. Wenn dariber hinaus not-
wendig, initiieren und begleiten sie Forschung. Diese Bundelung an Fachwissen und
Erfahrungen erfillt die Erwartungen der Berufsgenossenschaften, der Wirtschaft so-
wie der Sozialpartner.

FachausschUsse entwickeln Informationsschriften fur die betriebliche Praxis und er-
arbeiten bei Bedarf Entwirfe fir das Berufsgenossenschaftliche Vorschriften- und
Regelwerk. Sie beraten Berufsgenossenschaften, Betriebe sowie Hersteller und Kon-
strukteure von Arbeitsmitteln. Fachausschisse wirken mafigeblich in der sicherheits-
technischen Normung mit, prifen und zertifizieren Produkte und leisten damit einen
Beitrag fUr den sicheren Einsatz von Arbeitsmitteln im Betrieb.

Fortentwicklung der Fachausschisse

Struktur, Arbeitsweise und Qualitétssicherung der Fachausschisse sind den aktuel-
len Anforderungen und Rahmenbedingungen anzupassen.

Fachausschisse fur Sicherheit und Gesundheit sollen zu einem kohérenten Netzwerk
verbunden werden, wodurch eine Reduzierung der bisher existierenden Anzahl von
Themenfelder erméglicht wird.

Die Aufgabenbereiche der Fachausschisse werden entsprechend den Erwartungen
der Berufsgenossenschaften, Betriebe und Hersteller schrittweise angepasst. Ge-
sundheitsschutz als ein integraler Bestandteil eines ganzheitlichen Verstdndnisses
von Arbeitsschutz ist wesentlich fUr eine erfolgreiche Prévention von arbeitsbedingten
Erkrankungen und Berufskrankheiten. Die Einbeziehung und Mitarbeit von Kranken-
kassen, bzw. deren Verbanden in die Fachausschuss-Arbeit ist deshalb zeitgemafB,
zielfGhrend und wird angestrebt.

Zur Qualitéatssicherung und Effizienz der Fachausschussarbeit werden Leitlinien er-
arbeitet, die auch das Zusammenwirken mit den staatlichen Arbeitsschutzausschis-
sen konkret beschreiben. Die Sach- und Verfahrensherrschaft der Fachausschisse
bei der Ermittlung und Erarbeitung praxisgerechter Handlungsanleitungen fur die
Betriebe wird umfassend wahrgenommen und fortentwickelt. (September 2006)

Von den Fachausschissen zum Kompetenz-Netzwerk Pravention
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A.6 Fachveranstaltung: Qualitét in der Prévention, 17./18. August 2006 im BGAG Dresden

Q d P Qualitét in der Préavention

Unfallverhitungsvorschriften

Messen und Bewerten cer Qualitdt und Wirksamkeit von Unfallverhdtungsvorschriften

| Stand wind Zukunft der Unfallverhbilungsversehrifton
| 12 W50 Y kRadhsatzangsbatugris cer LenuBgenaasansdaflian Fa- Uviian
= adailiznubioay
b= 2003 127 Ui B 2005 5E UWVen B Zulciinfsig: wrnige UWen

Entedcklurg der Ainmahl dor Linfalunrhuburgraeescheifen 1900 - 2005

(£ £ B} [ ol RLG Akl

FROZESSOUALITAT

Erorbeitumg von Ui qemial —
Projeld beschrethung
B B B0 e

e cinkailliches Yo aben
B Gosmluresgrandseme” == zinkaillche Gestelumg

| Irderdews bel Kunelen (Unternchimer, Verslcherte, )

BEG W10

(B Mzarg der Bundaresbineho g vl Kondzacewar ang

(= e ces o eelcrchiedlichon Qrandhon bei eelescliedlichon
Jimhd” genezhler, i

Prosuwalie-adchumg durch BGT

B Gloz ond Kzernb, 250 Boschillige
B Gosurdhe whiomiz, SO0 BeedhdTige, 30 Pezoaalligls
B phctcll, 120 Bosciahigie

B Cocpem e mildon Tol pogpeble s BealungsUboraschong®, Lra iluog®

(= e e Laifod e

Seredhnong sires beshnmeer innedbarekicher Adainsdw z-Pozesses i

gt
2.k Selshrdungsteurs lung

= Anzchl dar Tugriffe ouf
i : ] \PPan i
= Wpkche Letan asman S S acsan Fraanasd / LI wry e Kl s
B b en ate s e crerriongen e cieesn Fogsest . . 8 Anzohl werleiller U
b tem ik i munge g e e vk e demn Vot

Ansprechportner: g

Cir. Fraaaak Bell
Telewon: 02241 231 1357

E-Mirl: Fronk Bell @hvhg. e

52



	UVV PDF Deckblatt.pdf
	TP6_Bell_UVV_NEU.pdf
	Abschlussbericht
	Zusammenfassung
	1     Einleitung und Ziele
	2     Unfallverhütungsvorschriften
	2.1 Der gesetzliche Auftrag
	2.2 Entwicklung
	3 Ergebnisse
	3.1 Strukturqualität
	3.2 Prozessqualität
	3.3 Ergebnisqualität
	4     Wirksamkeit und betrieblicher Nutzen
	4.1 Höhere Sicherheit an Aufschnittschneidemaschinen – ein Projekt der  Fleischerei-BG
	4.2 30 Prozent weniger Unfälle durch das Unternehmermodell der BG Chemie
	5     Maßnahmen und Ausblick
	Literaturverzeichnis
	Tabellen
	Abbildungen
	Anhänge
	A.1 Verfahren zur Erarbeitung von Unfallverhütungsvorschriften (Auszug BGG 900)
	A.2 Auszug „Grundsätze für die Gestaltung Berufsgenossenschaftlicher Vorschriften und Berufsgenossenschaftlicher Regeln für Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit“
	A.3 Bedarfsprüfung Unfallverhütungsvorschriften
	A.4 Interview-Leitfaden
	A.5 Positionspapier Berufsgenossenschaftliche Fachausschüsse
	A.6 Fachveranstaltung: Qualität in der Prävention, 17./18. August 2006 im BGAG Dresden


